Am Freitag, den 7. Oktober fand im Kieler Landtag eine Debatte über den vermeintlich rechten Weg zu einer 

Bleiberechtsregelung für langjährig Geduldete statt.

Im Folgenden dokumentieren wir die Wortbeiträge der verschiedenen Fraktionen.

Sämtliche der Debatte zugrundeliegende Anträge zum Download auf plenum-online: 

http://www.landtag.ltsh.de/plenumonline/oktober2011/texte/40_bleiberecht.htm 

gez. Martin Link

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V.

www.frsh.de
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Humanität bleibt auf der Strecke

Die Tatsache, dass wir heute erneut eine Debatte zum Thema Bleiberecht führen,

zeigt, dass wir in unserer Debatte nach der Anhörung im Innen- und Rechtsausschuss

leider nicht zu dem Konsens gelangt sind, den wir uns alle zu Beginn des Verfahrens

erhofft haben.

Die Gründe für das Scheitern unserer Verhandlungen sind vielfältig. Der Hauptgrund

dafür - wen überrascht das eigentlich noch, sind auch an dieser Stelle parteipolitische

Eitelkeiten - die eine nicht unerhebliche Rolle gespielt haben.

Ich möchte das einmal kurz ausführen, um deutlich zu machen, wie schnell man sich

verfahren kann, wenn man sich von solchen Interessen leiten lässt, und das obwohl

man eigentlich schon in die richtige Straße eingebogen ist.

So hat die SPD-Fraktion im Ausschuss das Ideenpapier des Ministers spontan zum

Gegenstand ihres Antrages gemacht, um deutlich zu machen, dass es offensichtlich ei-

nen Dissens zwischen Ministerium und den regierungstragenden Parteien gibt.

Die CDU-Fraktion hat nämlich dem Vorschlag des Ministeriums nicht zugestimmt, son-

dern einen eigenen Antrag eingebracht. Um dieses aufzudecken war die SPD-Fraktion

der Ansicht, dass es sich lohnt, hinter den eigenen Forderungen ihrer Partei zurückzu-

bleiben. Ein echtes Sahnehäubchen der Absurditäten, wie ich finde! Ausgetragen auf

dem Rücken der Menschen, um die es geht.

Gleichwohl muss an dieser Stelle auch Kritik in Richtung des Ministeriums gehen, das

mit seinem Vorschlag für eine neue Bleiberechtsregelung an die Öffentlichkeit gegan-

gen ist, ohne vorher das Parlament einzubeziehen. Das kann man machen. Man riskiert

so allerdings auch den kleinsten gemeinsamen Nenner und verliert den Blick für das

Wesentliche.

Dass ich an dieser Stelle ganz sicher nicht falsch liege, können Sie, verehrte Kollegin-

nen und Kollegen ganz leicht erkennen. Die Antragssteller für eine Bleiberechtsrege-

lung in der vergangenen Landtagssitzung war meine Fraktion und in unserem Antrag

suchen wir Unterstützung für ein humanitäres Bleiberecht. Weil es dabei eben um die

Menschen geht, die die größten Schwierigkeiten haben, sich aus eigener Kraft in

Deutschland zu integrieren. Und das ist in vielen Fällen auch nachvollziehbar!

Fragen Sie sich einmal selbst, verehrte Kolleginnen und Kollegen, an welcher Stelle

zum Bleiberecht wir in den vergangenen Wochen über alte, behinderte, kranke und

schwer traumatisierte Menschen gesprochen haben? Die Antwort ist einfach: gar nicht!

Denn zu diesem Vorschlag, obwohl es der Ursprungsantrag ist, habe ich von Ihnen

nichts gehört und das obwohl alle anzuhörenden ExpertInnen davor gewarnt haben,

dieses außer Acht zu lassen.

Alles in Allem ist das ein wirklich sehr trauriges Schauspiel und vor dem Hintergrund,

dass mittlerweile die Landtage der ganzen Republik auf uns schauen und verfolgen,

was die schleswig-holsteinische Politik dort auf die Bundesratsbühne zaubert.

Der von meiner Fraktion hoch geschätzte Flüchtlingsrat hat in seiner Pressemitteilung

vom 05. Oktober die Fraktionen im Landtag aufgerufen, ,,zu einer sachlichen Politikges-

taltung zurückzukehren".

Ich würde dem Wunsch sehr gern nachkommen. Meine Fraktion würde gern an der

Gestaltung einer neuen Bleiberechtsregelung mitwirken und das Ministerium und die

regierenden Fraktionen in ihrem Anliegen, eine Verbesserung der Menschen in Ketten-

duldung herbeizuführen, unterstützen. Das Problem ist nur, dass wir die vorgeschlage-

nen Lösungsansätze schlecht finden.

Und damit Sie mich nicht falsch verstehen, ich weiß sehr wohl, dass Minister Schmal-

fuß und seine Mitarbeiter mit dem Vorstoß zum Thema Bleiberecht eine gute Intention

hatten und haben. Bereits im Vorfeld zu unserem Antrag haben Sie sich überlegt, wie

Sie die teils extrem festgefahrene Diskussion, die seit Jahren schon anhält und Ping-

Pong mit den Betroffenen spielt, aufbrechen können und wie Sie dafür sorgen können,

dass auch andere konservativ regierte Bundesländer ihrem Ansatz folgen und sich mit

der Lebensrealität der Menschen in Kettenduldung auseinandersetzen.

Dabei sind einige gute Ideen in Ihrem Papier, Herr Schmalfuß, zu Tage getreten. Dass

die Regelung stichtagsunabhängig sein soll, ist gut. Dass bisherige Täuschungshand-

lungen unter bestimmten Voraussetzungen unbeachtet bleiben können, ist gut. Dass

Sie sich vorstellen können, dass man bei der Aufenthaltsdauer von fünf Jahren ohne

Differenzierungen ansetzt, ist in Ordnung. Schlecht aber ist der generelle Duktus ihres

Papiers, aus dem sich für uns falsche Ansätze ergeben.

Herausgekommen dabei ist ein Vorschlag für ein Bleiberecht, das lediglich eine kleine

Personengruppe in den Blick nimmt. Und zwar die, die nach Ihrem Integrationskatalog

erfolgreich in der Bundesrepublik allen Widrigkeiten getrotzt haben.

Die Herangehensweise, Dinge von Menschen zu fordern, die schlichtweg vor dem Hin-

tergrund der miserablen Unterstützung, ich sage es mal ganz deutlich, für Flüchtlinge in

der Bundesrepublik unrealistisch sind, ist einfach der falsche Weg. Wir können nicht

verlangen, dass die Menschen auf A2-Niveau Deutsch sprechen, wenn wir Ihnen den

Zugang zu Sprachkursen nicht ermöglichen.

Wir können nicht von Ihnen verlangen, dass sie ihren Lebensunterhalt sichern bezie-

hungsweise in Aussicht stellen, dass sie ihn in erreichbarer Nähe sichern können, wenn

wir auf der anderen Seite jeden Regelverstoß mit Arbeitsverboten ahnden. Wir können

nicht die Ausländerbehörden noch mit der zusätzlichen Aufgabe belasten, herauszufin-

den, ob Eltern die Elternabende der Schulen ihrer Kinder besuchen oder festzustellen

ob Kenntnisse zu Demokratie und bundesdeutscher Gesellschaft vorliegen. Wie stellen

Sie sich das eigentlich vor?

Ein wirklich gutes Bleiberecht, und das haben Ihnen alle ExpertInnen bescheinigt, muss

alle Menschen, die so lang im Ungewissen in Deutschland leben, in den Blick nehmen.

Die Diakonie hat in ihrer Stellungnahme auf den Punkt gebracht: Ein gutes Bleibrecht

muss ohne Stichtage auskommen, die Anforderungen an die Lebensunterhaltssiche-

rung realistisch gestalten, humanitäre Krisen einbeziehen, Familien schützen und auf

restriktive Ausschlussgründe verzichten.

Es ist bedauerlich zu sehen, wie wenig Humanität wir Menschen, die aus ihrer Heimat

geflohen sind und die seit Jahren bei uns - in der Mitte unserer Gesellschaft leben - al-

so unseren Mitmenschen entgegen bringen.

All dies leistet ihr Vorschlag jedoch nicht. Und das ist es, was wir schlecht finden. Und

daher können wir, Herr Minister Schmalfuß, Ihrem Entwurf und somit absurderweise

dem SPD-Antrag keinesfalls zustimmen. Da der Antrag von CDU und FDP sogar noch

hinter diesem zurückbleibt, stimmen wir selbstverständlich auch dieser lieblosen Lö-

sung nicht zu.
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Um zu verstehen, warum die Bleiberechtsregelungen ein Problem sind, müssen wir die

Geschichte angucken. Ziel der Duldungen war es, die Lebensbedingungen der geflüchteten

Menschen so schlecht zu gestalten, dass diese schnell wieder nach Hause wollen. Dabei wurde

völlig übersehen, dass viele dieser Menschen gar nicht zurück in ihr Heimatland können, weil

es keine humanen Lebensbedingungen gibt. Und es wurde auch übersehen, dass Krieg und

Verfolgung so traumatisierend sind, dass Lebensbedingungen noch so schlecht gestaltet sein

können, alles ist besser, als zurück zu gehen und mit dem Leben dafür zu zahlen. Es sind also

gleich zwei Denkfehler, die bei der Entstehung der Bleiberechtsregelungen gemacht wurden.

Neben diesen Denkfehlern hat das Justizministerium in Innen- und Rechtsausschuss darauf

hingewiesen, dass ein ungeklärtes Problem ist, was zuerst da war: das Bleiberecht oder die

Integration. Dürfen also Menschen bleiben und sich integrieren oder dürfen Menschen sich

integrieren und dann bleiben? Dieser Spagat ist nach wie vor bestimmend für das Bleiberechtund 

statt eine klare Antwort zu finden, wursteln wir uns so durch und sagen: wenn die

Menschen kommen, können sie sich ein bisschen integrieren, aber auch nicht so richtig, dann

können sie ein bisschen bleiben, aber auch nicht so richtig, um sich dann ein bisschen mehr zu

integrieren und vielleicht können sie dann noch ein bisschen bleiben. Genau dieser Satz macht

die Absurdität der Kettenduldungen deutlich. Duldung hemmt die Integration und soll sie

gleichzeitig ermöglichen. Das geht nicht und um davon endlich wegzukommen, müssen wir

endlich die Kriterien für eine Bleiberechtsregelung überarbeiten. Der SSW begrüßt daher den

Vorstoß des Justizministers.

Die Notwendigkeit einer stichtagsunabhängigen Bleiberechtsregelung haben wir alle

verstanden. Es kann nicht sein, dass jemand einen Tag zu früh oder zu spät nach Deutschland

flüchtet und durch irgendein bürokratisches Raster fällt und damit ausgewiesen wird.

Auch dass Integrationsleistungen wie Spracherwerb, Schulerfolg oder Erwerbstätigkeit die

Voraussetzungen für einen sicheren Aufenthaltsstatus sind, haben wir alle verstanden. Für all

diese Integrationsleistungen gilt aber, dass sie nur Bedeutung haben können, wenn die

Menschen sie auch erbringen können. Es nützt also nichts, Deutschkenntnisse auf dem Niveau

A2 zu fordern und gleichzeitig den Zugang zu Sprachkursen zu verwehren, weil es nicht

ausreichend Kurse gibt oder die Menschen sie sich nicht leisten können. Es nützt auch nichts,

hervorragende Schulleistungen zu fordern und gleichzeitig keinen Lernort zur Verfügung zu

stellen. Am aller absurdesten ist aber wohl das Kriterium der Sicherung des Lebensunterhaltes

und die damit einhergehende Erwerbstätigkeit.

Das erste Jahr nach der Ankunft in Deutschland dürfen die Flüchtlinge sowieso erst einmal gar

nicht arbeiten. Dann haben sie drei Jahre lang nachrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt. Soll

heißen: Sie müssen sich einen Arbeitgeber und eine Stelle suchen, diese dann der

Arbeitsagentur melden, die dann versucht, jemand anderes für den Job zu finden und nur

wenn dies nicht gelingt - was ziemlich unwahrscheinlich ist - dürfen die Geduldeten den Job

dann doch wahrnehmen. Wie häufig ein Arbeitgeber bereit ist, einem geduldeten Menschen,

der jederzeit aus dem Land geschmissen werden kann, eine Stelle anzubieten, können Sie sich

denken. Und welche Jobs dabei überhaupt in Frage kommen - das können Sie sich auch denken.

Gleichzeitig steht der Vorwurf im Raum, dass die Menschen es sich in Deutschland bequem

machen und im Sozialsystem schmarotzen gehen - aber wir selbst machen es ihnen doch

unmöglich, unabhängig von staatlicher Hilfe zu leben. Wir verhindern ihre Integration und ihre

finanzielle Selbständigkeit und anschließend beschweren wir uns auch noch darüber.

Das muss endgültig ein Ende haben. Aus Sicht des SSW erfüllt der Antrag der Grünen die

Forderungen an ein humanitäres Bleiberecht. Ich möchte ganz ausdrücklich sagen, dass wir

dem Antrag der SPD, die sich die Kriterien des Justizministeriums zu Eigen gemacht hat, um

CDU und FDP vorzuführen, nicht zustimmen. Das Bleiberecht ist kein gutes Thema für

parteipolitische Spielereien. Zumindest spielt der SSW da nicht mit. Uns geht es um eine

verbesserte Bleiberechtsregelung für die Menschen, die ein Recht auf eine

Einzelfallentscheidung und humanitäre Größe und Freizügigkeit haben. Wir haben in

Deutschland Menschenrechte, Demokratie, Wohlstand und Freiheit - dies sollte nicht nur für

Deutsche gelten!
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Gerrit Koch, FDP-Fraktion: 

Es ist bedauerlich, dass die Opposition                                                      

Unterschiede konstruiert, um dem Vorschlag von

CDU und FDP nicht zustimmen zu müssen

In seiner Rede zu TOP 40 (Bundesratsinitiative für eine wirksame und stichtags-

unabhängige gesetzliche Bleiberechtsregelung) sagt der innen- und rechtspoliti-

sche Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Gerrit Koch:

,,Die Diskussion um die Bleiberechtsregelung für Geduldete hat in den

letzten Wochen sehr an Schwung gewonnen, aber auch einige merkwür-

dige Wendungen genommen. Noch in der September-Sitzung des Land-

tages waren sich alle einig, dass es ein richtiger Vorstoß ist, das Problem

der Kettenduldungen endlich einer Lösung zuzuführen." Große Zustim-

mung habe es zu der Absicht gegeben, eine Bundesratsinitiative zu star-

ten, um endlich zu einer verlässlichen, humanitären und dauerhaften Re-

gelung zu gelangen.

,,Doch in der vergangenen Woche war dann Schluss mit der Einigkeit ​

aus Gründen, die rational kaum nachvollziehbar sind. Auf einmal kon-

struierte die Opposition Vorwände, um dem Vorschlag von CDU und FDP

nicht zustimmen zu müssen. Bedauerlicherweise fanden die aus der Luft

gegriffenen Behauptungen auch noch Widerhall in den Medien und bei

den Interessenverbänden, wie zum Beispiel dem Flüchtlingsrat." Es sei

deshalb wichtig, noch einmal zu erläutern, was unter den Kriterien in der

Bundesratsinitiative der Koalition zu verstehen sei.

,,Die Kriterien sind nicht nach dem Prinzip ,ja' oder ,nein', ,erfüllt' oder

,nicht erfüllt' zu sehen. Es gibt bei jeder Beurteilung auch noch etwas zwi-

schen schwarz und weiß." Die Sicherung des Lebensunterhaltes sei na-

türlich so zu verstehen, dass jeder Betroffene sich zunächst um den eige-

nen Lebensunterhalt durch Arbeit aktiv bemühen müsse. Selbstverständ-

lich müssten dabei beispielsweise das Alter und gesundheitliche Verfas-

sung eine Rolle spielen. Kinderarbeit werde nicht gefordert. Außerdem

solle keiner gezwungen werden, sich in einem Sportverein, Chor oder gar

in einer Partei zu engagieren. Wenn jemand dies aber tue, solle es positiv

auf seine Integrationsleistung angerechnet werden." Dass von der Oppo-

sition inhaltliche Unterschiede herbeigeredet würden, wo gar keine sind,

sei sehr bedauerlich, erklärt Koch abschließend.

Frank Zabel, Pressesprecher, v.i.S.d.P., FDP Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag,

Landeshaus, 24171 Kiel, Postfach 7121, Telefon: 0431/9881488 Telefax: 0431/9881497,

E-Mail: info@fdp.ltsh.de, Internet: http://www.fdp-sh.de/
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Rede von Heinz-Werner Jezewski, Fraktion DIE LINKE

zum Bleiberecht ​ TOP 40

,,Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,

DIE LINKE und viele andere Menschen, die sich in Flüchtlingsfragen engagieren hatten nach der

Initiative von Minister Schmalfuß die Hoffnung, dass wir zu einer sinnvollen stichtags-

unabhängigen Bleiberechtsregelung kommen. Dass wir eine solche Regelung brauchen, darin

sind sich alle einig, die etwas von Flüchtlingsfragen verstehen.

Diese Hoffnungen sind nun enttäuscht worden und das massiv. CDU und FDP haben in einem

beispiellosen Verfahren einen Antrag mit der Drucksachennummer 17/1746 in den Landtag ein-

gebracht. Mit diesem Antrag haben Sie ihren Justizminister zurückgepfiffen.

Besonders nach der Anhörung von Sachverständigen im Innen- und Rechtsausschuss ist es mir

unerklärlich, wie Sie einen solchen Vorschlag vorlegen können.

Bereits das Eckpunktepapier des Ministers Schmalfuß enthielt so hohe Anforderungen an die

Menschen, dass ein Vertreter der Kieler Ausländerbehörde erklärte von hundert Menschen, die

geduldet in Kiel leben und für die diese Regelung eigentlich zur Geltung kommen sollte, würde

kein einziger Mensch die Kriterien erfüllen. Es wird deutlich ​ ihr Vorschlag ist ein Schein-Antrag.

Er würde für eine verschwindend geringe Zahl oder sogar für niemanden zu einer Verbesserung

führen.

Was mich dabei besonders umtreibt, ist folgende Beobachtung:

Ich kann mich nicht des Eindrucks erwehren, dass CDU und FDP in Schleswig-Holstein dabei sind

einen Diskurs zu formen. Dieser Diskurs heißt: Wir propagieren einen idealen Flüchtling. Denn

das gibt uns die Möglichkeit alle, die diesem Idealbild nicht entsprechen abzuwerten.

Ich möchte etwas genauer werden:            

CDU und FDP stellen sich hin und sagen, von 1090 Menschen, die länger als 6 Jahren geduldet in

Schleswig-Holstein dürfen jene in Deutschland bleiben, die

1. perfekt Deutsch sprechen,

2. die sich niemals eines auch nur kleinen Vergehens, wie z.B. die Verletzung der Residenzpflicht

oder Schwarzfahren zu Schulden kommen lassen haben,

3. die einen super Abschluss oder Berufsausbildung haben und die 4. zusätzlich einen super Job,

der der Wirtschaft hilft haben und 5. gleichzeitig Kinder, die optimal in die Schule integriert sind

und die von ihren Eltern zu jeder Zeit optimal unterstützt werden, wenn diese Menschen, die an

Perfektion ja kaum noch zu überbieten sind, wenn diese Menschen dann 6. in ihrer ,,Freizeit"

auch noch ein Ehrenamt ausüben, dann, ja dann sind sie perfekt genug, um von CDU und FDP als

,,integriert" bezeichnet zu werden.

Damit haben sie sich dann einen befristeten Aufenthalt verdient. Sie dürfen Steuern zahlen, aber

nicht wählen.

Ich bezeichne einen solchen Vorschlag als populistisch. Das ist unglaublich clevere Schein-Politik,

die viele tausend Menschen enttäuscht und für die Geduldeten eine Katastrophe ist.

Sie konstruieren einen Idealtypus, der in der Wirklichkeit nicht vorkommt. Der nicht oder fast

nicht vorkommt aus Gründen, die sie selbst geschaffen haben.

Ich kann die Realität, in der die Menschen leben nur immer wieder in Erinnerung rufen. In der

Hoffnung, dass Sie diese, von Ihnen geschaffene Realität endlich zur Kenntnis nehmen.

Die von Ihnen georderten Deutschkenntnisse fordern Sie Menschen ab, die Sie explizit von den

Deutsch- und Integrationskursen ausschließen. Die Sicherung des Lebensunterhalts fordern Sie

Menschen ab, denen Sie lange Zeit keinen Zugang zum Arbeitsmarkt und dann auch nur nach-

rangigen Zugang zugestanden haben. Die Lage ihrer Unterkünfte und auch die extrem beschwer-

liche Anerkennung von ausländischen Berufs- und Bildungsabschlüssen erschweren die Arbeits-

platzsuche.

Die Lage, der Zustand und die Größe der Unterkünfte erschweren einwandfreie schulische Leis-

tungen der Kinder.

Kurz und deutlich, das was Sie da eingebracht haben sind Kriterien, die in ihrer Gesamtheit ob-

jektiv unmöglich zu erfüllen sind und das ist populistisch, weil Sie vorgeben etwas für die Men-

schen zu tun, aber keine Menschen damit erreichen. 

Weil Sie genauso wie ich im Innen- und Rechtsausschuss die Sachverständigen gehört haben, die

sich allesamt extrem kritisch gegenüber den Kriterien geäußert haben, befürchte ich dass Sie die-

sen Bockmist sehenden Auges verzapfen.

Auch unsere Diskussion im Ausschuss, bei der Vertreter von CDU und FDP immer wieder zurück-

gerudert sind und gesagt haben, so wie es geschrieben stehe, sei es doch gar nicht gemeint, war

eine reine Lachnummer, meine Damen und Herren. Solange dieser Antrag in dieser Form vor-

liegt, muss ich leider davon ausgehen, dass Sie jedes Wort, das Sie hier schreiben ebenso auch

meinen. Und selbstverständlich lehnen wir das rundheraus ab.

Dass die SPD nun sogar von ihrem ursprünglichen Antrag absieht und sich den Vorschlag vom

Minister zu eigen macht, ist unrühmlicher Gipfelpunkt dieser durchweg enttäuschenden Entwick-

lung.

In unserem Änderungsantrag haben wir detailliert deutlich gemacht, wie eine sinnvolle Bleibe-

rechtsregelung das Problem der Kettenduldungen verringern kann. Auch mit dem Vorschlag des

Flüchtlingsbeauftragten wären wir noch zufrieden.

Ich hoffe, dass sich Vernunft und Menschlichkeit bei diesem Thema irgendwann durchsetzen

werden.

Vielen Dank!"

Diese und alle weiteren Presseinformationen der Fraktion DIE LINKE finden Sie auf http://www.linksfraktion-sh.de 
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TOP 40, Bundesratsinitiative für eine wirksame und stichtagsunabhängige gesetzliche

Bleiberechtsregelung (Drucksachen 17/1700, 17/1746, 17/1748, 17/1750, 17/1873, 17/1905)

Serpil Midyatli, SPD-Fraktion:

Klare gesetzliche Regelung statt Gnadenentscheidung!

In der August-Tagung waren wir uns hier im Hause einig, dass wir eine stichtagsunabhängige

Bleiberechtsregelung mit vernünftigen Zugangskriterien brauchen. Der Fall Tigran und die

Reaktionen der Öffentlichkeit auf dessen bevorstehende Abschiebung haben uns alle, quer

durch die Fraktionen, bestürzt und uns vor Augen geführt, dass hier endlich eine gerechte

Lösung gefunden werden muss. Entsprechende Anträge wurden in den Ausschuss überwiesen,

Anhörungen durchgeführt.

Herr Minister Schmalfuß nahm den Fall zum Anlass, am 22. August öffentlich eine

stichtagsunabhängige Bleiberechtsregelung nach dem Vorbild des § 25a Aufenthaltsgesetz zu

fordern. In der letzten Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses präsentierte er uns schließlich

einen konsensfähigen Vorschlag für eine Bundesratsinitiative mit Eckpunkten. Unter

anderem fordert er die Sicherung des Lebensunterhaltes durch aktive Teilnahme am

Arbeitsmarkt im Sinne einer überwiegenden Erwerbsicherung ​ als Ergebnis des

Anhörungsverfahrens. Zudem fordert er, dass Antragsteller unbestraft sein müssen, mit

Ausnahme solcher Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem Asylverfahrensgesetz

nur von Ausländerinnen und Ausländern begangen werden können.

Alles wunderbar, könnte man meinen ​ aber dem ist nicht so. Denn die Fraktionen der CDU und

FDP legten uns in der Sitzung ebenfalls einen Antrag vor, aus dem nicht eindeutig hervorgeht,

wie die beiden Kriterien denn gemeint sind. Auf meine Nachfrage hin bekam ich vom Kollegen

Gerrit Koch die Aussage, es handle sich um die überwiegende Lebenssicherung. Dem

widersprach jedoch die Aussage der Kollegin Damerow, man habe eine völlige

Lebensgrundsicherung gemeint. Ähnlich unterschiedliche Auffassungen gelten auch für das

Kriterium der Unbestraftheit.

Gleichwohl haben die Regierungsparteien ihren Antrag, über dessen Inhalt man offensichtlich

völlig unterschiedlicher Auffassung ist, beschlossen. Zugleich haben Sie damit den zuständigen

Fachminister Ihrer Landesregierung öffentlich brüskiert, da dessen fachkundiges Urteil Sie

offenbar gar nicht interessiert.

Wir haben jetzt die interessante Situation, über ein gemeinsames Papier von CDU und FDP

abstimmen zu müssen, über dessen Inhalt die Autoren höchst unterschiedliche Auffassungen

vertreten. Schwarz-Gelb stellt uns vor immer neue Herausforderungen. Wir sind der Auffassung,

dass der Vorschlag von Minister Schmalfuß der richtige Schritt zu einer Bundesratsinitiative ist

und legen Ihnen heute hier den Vorschlag des Ministers zur Abstimmung vor.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der CDU: Das, was Sie uns hier vorgelegt haben,

bringt uns keinen einzigen Schritt weiter. Wenn das so verabschiedet wird, wird keiner der

betroffenen 1.800 Menschen in Schleswig-Holstein von der neuen Regelung profitieren können.

Der Vorschlag von Minister Schmalfuß ist weder rot noch grün, auch nicht schwarz oder gelb.

Zur Lösung eines immer wieder auftretenden Problems ist dies ein sachlicher Vorschlag, bei

dem eine Gnadenentscheidung des Ministerpräsidenten durch eine klare gesetzliche Regelung

ersetzt wird. Zwar sprechen wir dem Ministerpräsidenten nicht ab, hier verantwortliche

Entscheidungen zu treffen, aber das Prinzip ,,Gnade vor Recht" ist in einem Rechtstaat keine

gute Lösung!

Mit der Zustimmung zur Beschlussempfehlung des Innen- und Rechtsausschusses sprechen Sie

Ihrem Justizminister erneut das Misstrauen aus, nachdem Sie ihn bereits bei der doppelten

Staatsbürgerschaft und dem Optionsmodell zurückgepfiffen haben. Welch ein erbärmliches

Schauspiel!

_____________________________________________________________________________________________
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Astrid Damerow, CDU-Fraktion

zu TOP 40: Dauerhaftes Aufenthaltsrecht nur

bei wirklicher Integration

Zur heute (7. Oktober 2011) im Landtag beratenen Bundesratsinitiative für

eine stichtagsunabhängige Bleiberechtsregelung (TOP 40) sagte die

CDU-Abgeordnete Astrid Damerow:

,,Bereits in der August-Plenartagung haben wir deutlich gemacht, dass wir es

für dringend erforderlich halten, in der Frage des Bleiberechts bei

langjährigen Kettenduldungen Änderungen vorzunehmen. Es gibt Fälle von

Asylsuchenden, die über viele Jahre hinweg ​ ohne ein eigenes Verschulden ​

in langen aufenthaltsrechtlichen Verfahren stehen, und ohne zu wissen, wie es

für sie oder ihre Familien weitergeht. Wenn sie dann nach Jahren ausreisen

müssen, obwohl sie sich mittlerweile erfolgreich in unsere Gesellschaft

integriert haben, kann dies zu unbilligen Härten führen. Es muss in

bestimmten Fällen die Möglichkeit geben, auch ein dauerhaftes

Aufenthaltsrecht zu gewähren.

Für die CDU ist allerdings klar: Ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht muss davon

abhängen, ob wirklich eine Integration stattgefunden hat!

Wir müssen uns hier sehr ernsthaft damit auseinandersetzen, dass es eine

breite Mehrheit in der Bevölkerung gibt, die unter Integration nicht nur

staatliche Förderung und Angebote versteht, sondern wünscht, dass

diejenigen, die dauerhaft hier bleiben wollen, auch klare Integrationskriterien 

erfüllen. Nehmen wir diese Erwartungen und Sorgen nicht ernst, wird es

immer wieder zu Integrationsdiskussionen kommen, die bisweilen aus dem

Ruder laufen, und Rechtspopulisten würde das Feld überlassen.

Wir haben in den letzten Wochen Kriterien für eine Bundesratsinitiative zu

Änderungen im Aufenthaltsgesetz erarbeitet, von denen wir als CDU sagen

können, dass sie Betroffenen helfen werden, und die man aber auch mit Recht

von Integrationswilligen erwarten kann. Dies sind unter anderem:

· ein Aufenthalt in Deutschland von mindestens acht Jahren - oder sechs

Jahren, falls der Begünstigte mit einem oder mehreren minderjährigen ledigen

Kindern in häuslicher Gemeinschaft lebt,

· keine Straffälligkeit während dieser Zeit,

· die ordnungsgemäße Erfüllung aller Mitwirkungspflichten am

aufenthaltsrechtlichen Verfahren,

· hinreichende deutsche Sprachkenntnisse als Voraussetzung für die Teilhabe

an der Gesellschaft (entsprechend der Stufe A2 des Gemeinsamen

Europäischen Referenzrahmens für Sprachen),

· die Sicherung des Lebensunterhalts durch Erwerbstätigkeit,

· das Bekenntnis zu Demokratie und bundesdeutscher Gesellschaft als

gemeinsame Grundlage des Miteinanders,

· die Partizipation am sozialen Leben durch bürgerschaftliche Aktivitäten

sowie die aktive Unterstützung der schulischen Integration der Kinder und

Jugendlichen durch die Eltern.

Diese Erwartungen sind nicht zu hoch, sie sind vielmehr selbstverständlich.

Im Rahmen einer Bundesratsinitiative soll es auch zu Regelungsvorschlägen

kommen, wie die Dauer aufenthaltsrechtlicher Verfahren weiter verkürzt und

der Zugang zu Integrationskursen verbessert werden kann."

Pressesprecher Dirk Hundertmark Landeshaus, 24105 Kiel
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